
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bericht aus der Marburger Stadtverordnetenversammlung vom 21.11.2025 

Personalabbau – Erhöhung Gebühren für Kitas und Bäder – Erhöhung Gewerbe-
steuersatz – Nachtragshaushalt 2025 

Da für diese Sitzung eine Vielzahl von Aussprachen, nämlich insgesamt acht, angemeldet 
waren, hatte der Ältestenrat eine Verkürzung der Redezeit für die einzelnen Fraktionen 
auf sechs Minuten vereinbart. Diese Sitzung erwies sich als vorgezogene Haushaltsde-
batte, denn sie bezog sich mit Gebührenerhöhungen u.a. für Kindereinrichtungen, durch 
Vorschläge zur Personalreduzierung, aber auch durch Einnahmefestlegungen wie die Er-
höhung der Gewerbesteuer auf einen zu erwartenden Kürzungshaushalt. 

Anfangs stand wieder ein Dringlichkeitsantrag der Linken auf der Tagesordnung. 

Mittel aus dem Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaschutz in Hessen in 
vollem Umfang an die Kommunen weiterreichen 

Der Linken-Stadtverordnete Miguel Sanchez begründete: „Die Aufgaben, die mit dem 
Sondervermögen bewältigt werden sollen, betreffen auch Marburg. Sie sind in diesen 
Krisenzeiten wichtiger denn je. Denn es geht nicht nur z. B. um die schlechte Infrastruktur 
der Stadt, es geht auch um den Zusammenhalt der Marburger Gesellschaft gegen den 
immer stärkeren antidemokratischen Rechtsruck.“ 

Dennoch fand der Antrag aufgrund der Ablehnung der CDU/FDP/BfM nicht die erforderli-
che Zwei-Drittel-Mehrheit für die Aufnahme auf die Tagesordnung. 

Erhöhung der Elternbeiträge zur Verpflegung in Kindertagesstätten – Einfüh-
rung von Kita-Gebühren – Erhöhung der Gebühren im Krippenbereich 

Die Bürgermeisterin Nadine Bernshausen brachte die zwei Grundsatzbeschlüsse mit einer 
Rede ein, die zwar inhaltlich gegen die Erhöhungen sprach, sie aber dennoch befürworte-
te. Renate Bastian für Die Linke hierzu: „Die Rechnung sieht dann so aus: Eine Familie mit 
zwei Kindern, eins in der Krippe und eins in der Kita zahlt pro Monat 250 Euro in einem 
mittleren Zeitsegment (bis 16 beziehungsweise 17 Uhr), einschließlich Verpflegungskos-
ten. Hat die Familie noch ein Kind in der Grundschule, muss auch da mit höheren Betreu-
ungskosten gerechnet werden. Die Familie mit drei Kindern hat pro Monat um 360 Euro 
zu tragen. Eine Ermäßigung wird zwar in Aussicht gestellt, in öffentlichen Stellungnahmen 
wurde bislang aber eine soziale Staffelung abgelehnt. Das ist nicht nur für finanziell 
schlechter gestellte Familien sehr belastend, sondern auch für eine Familie der sog. Mit-
telschicht nicht leicht zu tragen.“ Die Linke fordere daher, für finanziell schlechter gestell-
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te Familien eine soziale Staffelung: d.h. keine Gebühren für Kinder in der Krippe und wie 
bisher keine für ärmere Familien für die Kita von 3 bis 6 Jahren.  

Die Linke stimmte gegen das Magistratsvorhaben. 

Erhöhung der Eintrittsgebühren für städtische Bäder 

Miguel Sanchez kritisierte, dass eine externe Firma die Struktur der Schwimmbadpreise in 
Marburg als nicht zeitgemäß einstufte. Man orientierte sich an einem bundesweiten Ver-
gleich. „Aber ich vermisse hier Kriterien wie zum Beispiel die positiven sozialen Wirkungen 
von Rabattierungen. In der Vorlage wird nicht gefragt, ob sich einzelne Personen oder 
Familien einen Besuch der Bäder bei diesen Preisen leisten können. Wir vermissen hier 
die Berücksichtigung, welche Bedeutung die Schwimmbäder für die Gesundheit und die 
Freizeitgestaltung der Familien haben, besonders für diejenigen, die soziale Rabatte 
brauchen.“ Die Linke lehnte die Magistratsvorlage ab. 

Städtisches Personal – engagiert oder „aufgeblähter Apparat“? 

Bislang gehörte es zum guten Ton, die städtischen Beschäftigten für ihre qualifizierte Ar-
beit ausgiebig zu loben. Dennoch scheiterte oder verzögerte sich nicht selten die Umset-
zung von Projekten, an Personalmangel. In der Debatte um Haushaltslöcher jedoch gerie-
ten die Beschäftigten zunehmend als zu teuer in Verruf. Renate Bastian wies auf diesen 
Widerspruch hin und mahnte: „Mancher Arbeitsablauf kann vielleicht rationeller gestaltet 
werden. Aber die besten Programme brauchen Menschen, die sie umsetzen. Auch hinter 
dem Zahlenwerk des Stellenplans steckt ein politisches Konzept. Und die neoliberale Vor-
stellung einer schlanken Stadt richtet soziales Unheil an.“ Die Linke lehnte das vorgelegte 
Konzept zur Personalverringerung ab. 

Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 2025 

Der Nachtragshaushalt war notwendig geworden, da sich die Einnahmen strak verringert 
hatten. So geriet auch diese Debatte zu einer allgemeinen Kürzungsrunde. Jan Scha-
lauske kritisierte, dass der häufig geforderte Grundsatz, alle Bereiche und alle Gruppen 
der Stadtgesellschaft müssten ihren „Beitrag zur Konsolidierung des Haushalts“ leisten, in 
Wirklichkeit nicht eingehalten werde. Zwar werde die Mehrheit der Bürger*innen durch 
Gebührenerhöhung und andere finanzielle Belastungen bereits seit Beginn des Jahres 
kräftig zur Kasse gebeten. Aber bei den tatsächlich Finanzkräftigen, den großen Unter-
nehmen, zeige man sich eher schüchtern. Die Linke, die daher bereits den Haushalt 2025 
abgelehnt hatte, lehnte auch den Nachtrag ab. 

Hebesatz der Gewerbesteuer 

Mit diesem Antrag des Magistrats zur Anhebung der Gewerbesteuer lagen zugleich von 
fast allen anderen Fraktionen entsprechende Anträge vor. Jan Schalauske setzte sich für 
die Linke mit dem Vorschlag des Magistrats zur Anhebung des Hebesatzes auf 420 Punk-
te auseinander. Zunächst begrüßte er, dass sich der Magistrat in dieser Angelegenheit 
überhaupt bewegte und konstatierte, dass der Druck der Linken hier bereits gewisse Wir-
kung zeige. Zugleich machte er darauf aufmerksam, wie zaghaft und unzureichend dieser 
Schritt sei. Er kritisierte noch einmal, dass der Stadt Millionen an Einnahmen entgangen 
sind und forderte zumindest die Erhöhung der Gewerbesteuer auf den durchschnittlichen 
Hebesatz vergleichbarer Städte von 437 Punkten. 

Dies waren im Wesentlichen die Debatten um den künftigen Haushalt. Beschlossen wurde 
noch die Erhöhung der Hundesteuer, eine Tourismusabgabe (seit langem von der Linken 
gefordert), die Prüfung einer Verpackungssteuer. Die abschließende Haushaltsdebatte 
findet im Dezember statt. 

Freundliche Grüße von der Fraktion Die Linke 

Renate Bastian, Miguel Angel Sanchez Arvelo, Jan Schalauske 


